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Das Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) 
als Genehmigungsbehörde 

in Sachen Gesuch vom 24. November 2025 

von armasuisse Immobilien, Baumanagement Zentral, Murmattweg 6, 6000 Luzern 30 

betreffend 

EMMEN, MILITÄRFLUGPLATZ; 
SANIERUNG FLUGBETRIEBSFLÄCHEN 2025-2026 

stellt fest: 

1. Das Baumanagement Zentral von armasuisse Immobilien reichte der Genehmigungsbe­ 
hörde am 24. November 2025 das Projekt zur Sanierung der Flugbetriebsflächen auf dem 
Militärflugplatz Emmen zur Beurteilung ein. Die Genehmigungsbehörde führte dazu ein 
vereinfachtes militärisches Plangenehmigungsverfahren durch. 

2. Auf wiederholte Nachfrage der Genehmigungsbehörde reichte die Gesuchstellerin am 
15. Januar 2026 die Stellungnahme der Military Aviation Authority (MAA) vom 30. De­ 
zember 2025 nach. 

3. Die Genehmigungsbehörde führte anschliessend das Anhörungsverfahren bei den betroffe­ 
nen kommunalen und kantonalen Behörden sowie bei den interessierten Bundesbehörden 
durch. Folgende Stellungnahmen sind eingegangen: 
- Gemeinde Emmen vom 26. Februar 2026 
- Kanton Luzern vom 27. Februar 2026 
- Bundesamt für Zivilluftfahrt BAZL vom 22. Januar 2026 
- Bundesamt für Umwelt BAFU vom 13. März 2026 

4. Die Gesuchstellerin nahm am 27. März 2026 zu den eingegangenen Anträgen des BAFU 
Stellung und reichte gleichzeitig das überarbeitete Entsorgungskonzept ein. 



5. Das BAFU äusserte sich mit Schreiben vom 14. April 2026 abschliessend zu den Ausfüh­ 
rungen der Gesuchstellerin und bestätigte, dass basierend auf deren Erläuterungen seine 
Anträge (nachfolgend Bst. B, Ziff. 5, Anträge 16 und 17) vom 13. März 2026 betreffend 
Altlasten damit erfüllt seien. Mit den Anpassungen im Entsorgungskonzept erklärte sich 
das BAFU einverstanden. 

6. Am 28. April 2026 äusserte sich die Gesuchstellerin zu den Anträgen des Kantons Luzern 
und bestätigte, dass diese grundsätzlich bereits im Projekt berücksichtigt bzw. vorgesehen 
seien und im Projekt umgesetzt bzw. berücksichtigt werden können. 

7. Auf die Vorbringen und die sich bei den Akten befindlichen Schriftstücke wird - soweit 
entscheidwesentlich - in den nachfolgenden Erwägungen eingegangen. 

zieht in Erwägung: 

A. Formelle Prüfung 

1. Sachliche Zuständigkeit 
Das Vorhaben betrifft militärische Infrastruktur, weshalb die militärische Plangenehmigungs­ 
verordnung anwendbar und das Generalsekretariat VBS für die Festlegung und Durchführung 
des militärischen Plangenehmigungsverfahrens zuständig ist (Art. 1 Abs. 1, Abs. 2 Bst. b und c, 
Art. 2 MPV). 

2. Anwendbares Verfahren 

Im Rahmen der Vorprüfung nach Art. 7 MPV hat die Genehmigungsbehörde festgestellt: 
a. Das Vorhaben untersteht dem vereinfachten militärischen Plangenehmigungsverfahren, da 

es das äussere Erscheinungsbild nicht wesentlich verändert, sich nur unerheblich auf Raum 
und Umwelt auswirkt und keine Drittinteressen tangiert (Art. 128 Abs. 1 Bst. b Militärge­ 
setz, MG; SR 510.10). 

b. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nicht notwendig, weil es sich vorliegend 
weder um eine wesentliche bauliche Änderung noch um eine Erweiterung einer UVP­ 
pflichtigen Anlage handelt. 

c. Das Vorhaben wirkt sich weder erheblich auf Raumordnung und Umwelt aus noch sind die 
Kriterien gemäss Sachplan Militär Programmteil 2017, Kapitel 6.2 erfüllt, weshalb es nicht 
als sachplanrelevant einzustufen ist. 

B. Materielle Prüfung 

1. Projektbeschrieb 

Der Militärflugplatz Emmen ist ein Hauptstandort der schweizerischen Luftwaffe mit regem 
Flugbetrieb. Um den Substanzerhalt sowie die hohe Verfügbarkeit der Flugbetriebsflächen si­ 
cherzustellen, müssen ein Teilbereich der Hauptpiste sowie der Abstellplatz vor der Halle 1 
saniert oder erneuert werden. 
Die Arbeiten beinhalten die Sanierung der Hauptpiste (WE 1675/PB) mit Belagshocheinbau im 
Teilbereich Hm 2'200 bis 2'520 (L=320 m I B=40 m) auf einer Fläche von 12'800 m inkl. 
Anpassung der vorhandenen Sehachtabdeckungen. Die Pistenentwässerung wird nicht tangiert. 
Beim Vorplatz der Halle 1 (WE 1675/PR) werden die bestehenden Betonplatten auf einer Flä­ 
che von rund 1 '230 m2 (L=88 m / B=14 m) durch neue ersetzt. Auch in diesem Bereich werden 
keine Massnahmen an der bestehenden Entwässerung vorgenommen. Weiter erfolgt der jährli­ 
che Unterhalt der Flugbetriebsflächen wie einzelne Massnahmen an den Pistenköpfen 04 2/11 



und 22, Rollwege Golf/ Foxtrott/ Alpha sowie der Ersatz von einzelnen Betonplatten, Sanie­ 
rung von Fugen und Kanten oder Sanierung von Oberflächen und Erneuerung von Markierun­ 
gen auf den Flugbetriebsflächen. 
Die Umsetzung der Massnahmen kann nur während des Zeitfensters der Pistensperre stattfin­ 
den. Die Pistensperre dauert in der Regel 4 Wochen und ist jeweils im Sommer (Juli/August). 

2. Stellungnahme der Gemeinde Emmen 
Die Gemeinde Emmen stimmte dem Vorhaben vorbehaltlos zu. 

3. Stellungnahme des Kantons Luzern 

Der Kanton Luzern formulierte in seiner Stellungnahme folgende Anträge: 
Raumplanung 

(1) Finden auf Biodiversitätsförderflächen (BFF) bauliche Eingriffe oder während der Vege­ 
tationszeit temporäre Zweckentfremdungen (Überfahrten, Lagerplatz) statt, sei vor dem 
Eingriff das Gesuch «Fremdnutzung einer Biodiversitätsförderfläche» an die Dienststelle 
Landwirtschaft und Wald (lawa) einzureichen. Die durch das Projekt beanspruchten Flä­ 
chen seien vom Bewirtschafter bei der Dienststelle lawa abzumelden. 
Boden 

(2) Bei den Bauarbeiten seien die Vorgaben des Merkblatts "Umgang mit Boden beim Planen 
und Bauen" (ZUDK 2023) einzuhalten. Insbesondere dürfe der Boden nur in gut abgetrock­ 
netem Zustand befahren werden. 

(3) Auf ein direktes Befahren des Bodens mit Radfahrzeugen (Lastwagen, Pneudumper, usw.) 
sei zu verzichten. 

(4) Die temporär beanspruchten Böden müssten nach Abschluss der Bauarbeiten die gleiche 
Fruchtbarkeit (pflanzennutzbare Gründigkeit, landwirtschaftliche Nutzungseignungs­ 
klasse) wie vor dem Eingriff aufweisen. 
Abfallbewirtschaftung 

( 5) Gemäss "Bauprojekt und Kostenvoranschlag" werde eine PAK-Belastung in den bestehen­ 
den Asphaltbelägen vermutet. Zu umwelt- und gesundheitsgefährdenden Stoffen seien die 
notwendigen Vorabklärungen zu treffen und die Erkenntnisse in den Entsorgungsangaben 
zu berücksichtigen. 

(6) Das Entsorgungskonzept sei mit den konkreten Entsorgungsorten zu ergänzen. Das über­ 
arbeitete Entsorgungskonzept sei der Genehmigungsbehörde rechtzeitig, spätestens jedoch 
4 Wochen vor Baubeginn zur Prüfung einzureichen. Die Verantwortlichen hätten aufVer­ 
langen verbindlich nachzuweisen, wo und wie die einzelnen Materialien entsorgt wurden. 

(7) Die Entsorgung von Abfällen von belasteten Standorten auf einer Deponie im Kanton Lu­ 
zern, insbesondere von wenig verschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial 1 7 05 97 
[ak], welches die analytischen Anforderungen nach Anhang 5 Ziff. 2.3 der Abfallverord­ 
nung (VVEA; SR 814.600) zu erfüllen hat, sei über das System EGI anzumelden 
(https://uwe.lu.ch/themen/abfall/egi). 

(8) Sollten in weiteren Schadstoffabklärungen Sonderabfälle festgestellt werden, dürften diese 
nur mit einem Begleitschein gemäss der Verordnung über den Verkehr mit Abfällen 
(Ve VA; SR 814.610) transportiert werden. Sofern für den Standort keine VeVA-Abgeber­ 
nummer existiere, sei für die Baustelle vor Baubeginn eine solche bei der Dienststelle uwe 
(uwe-veva@lu.ch) zu beantragen. 
Baustellenabwasser 

(9) Baustellenabwasser habe grundsätzlich den Anforderungen der gültigen Gewässerschutz­ 
verordnung (GSchV) zu entsprechen. 
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(l0)Für verschmutztes Baustellenabwasser gelte, dass mittels Absetzbecken Trübungen sedi­ 
mentiert werden müssen um Ablagerungen (Kolmatierung) in der Kanalisation und im Ge­ 
wässer zu verhindern. Alkalisches Abwasser, welches insbesondere im Zusammenhang mit 
Beton auftritt, müsse zusätzlich neutralisiert werden. Waschabwasser von Fahrzeugen, 
Baumaschinen oder Radwaschanlagen soll in erster Priorität rezirkuliert werden, bzw. über 
ein Absetzbecken abgeleitet werden. 

(11)Bei gewässerkritischen Bauprozessen wie Oberflächenbehandlungen und -abtrag während 
Sanierungen oder Bauvorhaben an belasteten Standorten sei das Abwasser gemäss SIA 431 
zu beurteilen, vorzubehandeln und zu entsorgen. 

(12)Die Entwässerung von verschmutzten Baustellenabwasser habe nach der Vorbehandlung 
prioritär in die Schmutzwasserkanalisation zur ARA zu erfolgen. Die Einleitung in die Ka­ 
nalisation sei vorab mit der Gemeinde abzustimmen. Im Gegensatz dazu müsse nicht ver­ 
schmutztes Baustellenabwasser in erster Priorität versickert oder in ein Oberflächengewäs­ 
ser eingeleitet werden. Für eine umfassende Beurteilung der Belastung und der Entsor­ 
gungswege sei das VSA-Merkblatt "Baustellen", die Schweizer Norm SIA 431 "Entwäs­ 
serung von Baustellen" und das kantonale Merkblatt "Umwelt- und Gewässerschutz bei 
Bauten und Anlagen" verpflichtend als Basis heranzuziehen. 

( 13) Entsprechend der Norm SIA 4 31 werde das gewässerrelevante Risiko von Baustellen in 3 
Stufen eingeteilt. Auf Grund der Überschneidung mit einem belasteten Standort werde eine 
Beurteilung des gewässerrelevanten Risikos nach mindestens Stufe 2 erwartet. Die poten­ 
ziellen Emissionen seien abhängig vom jeweiligen belasteten Standort, den vorhandenen 
Schadstoffen und müssten spezifisch beurteilt werden. Abhängig von der spezifischen Be­ 
lastung seien ausserdem Vorbehandlungsmethoden oder Eindämmungsmassnahmen des 
Baustellenabwassers zu überprüfen. Die Nach weise seien in einem Baustellenentwässe­ 
rungskonzept zu erbringen. Folgende Informationen/Unterlagen müssten mindestens darin 
enthalten sein: 
- Angabe aller im Zuge der Bautätigkeit anfallenden Abwasserarten, inklusive der ent­ 

sprechenden Entsorgungswege. Vorlage siehe «Baustellenentwässerungskonzept Ein­ 
gabeformular» des VSA. 

- Beurteilung des gewässerrelevanten Risikos nach dem 3-stufigen Konzept, gemäss SIA 
431. Dabei liege der Schwerpunkt auf dem Nachweis über belastungsspezifische Ein­ 
dämmungs- und Vorbehandlungsmassnahmen des Baustellenabwassers auf Basis von 
altlastenrechtlichen Untersuchungen. 

- Abschätzung der potenziellen Verschmutzung und Planung der entsprechenden Vorbe­ 
handlungen. 

- Angabe der erwarteten Abwassermengen. 
Grundwasser 

(14)Falls wider Erwarten eine Wasserhaltung notwendig werde, seien mit dem Hydrogeologen 
Massnahmen (Erfassung Abpumpmengen und Grundwasserstände, Versickerung/Entsor­ 
gung des gepumpten Wassers, Kontrolle von beeinflussten Grundwassemutzungsanlagen) 
abzusprechen. 
Denkmalpflege und Archäologie 

( 15) Das Abtragen/ Abbrechen der bestehenden Betonplatten müsse unbedingt so erfolgen, dass 
die Bausubstanz nicht gefährdet sei. Dasselbe gelte für den Anschluss der Betonplatten an 
den bestehenden Belag im Bereich der Halle 1. 

4. Stellungnahme des BAZL 

Da die Sanierungen im Rahmen einer vierwöchigen Pistensperrung ausgeführt werden, hatte 
das BAZL keine Bemerkungen zum Projekt anzubringen. 
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5. Stellungnahme des BAFU 

Das BAFU formulierte in seiner Stellungnahme vom 13. März 2026 folgende Anträge: 
Altlasten 

(16)Für jeden belasteten Standort, der sich im Projektperimeter oder in dessen unmittelbarer 
Nähe befindet oder vom Projekt betroffen sein könnte, sei eine baubedingte Gefährdungs­ 
abschätzung gemäss der Vollzugshilfe «Bauvorhaben und belastete Standorte» (BAFU, 
2016) vor Erteilung der Plangenehmigung durchzuführen und der Genehmigungsbehörde 
zuhanden des BAFU einzureichen. 

(17)Insbesondere sei nachzuwiesen, dass die spätere Sanierung des Standorts Nr. EMM 026b 
durch das Bauvorhaben nicht wesentlich erschwert werde. 
Abfälle 

6. 
Die verschiedenen Stellungnahmen wurden der Gesuchstellerin zugestellt. Diese· nahm am 
27. März 2026 zu den Anträgen des BAFU Stellung und reichte gleichzeitig das überarbeitete 
Entsorgungskonzept ein. Zu den Anträgen des Kantons nahm sie am 28. April 2026 Stellung 
und erklärte sich grundsätzlich mit den Anträgen und Bemerkungen einverstanden und sicherte 
zu, diese in der weiteren Planung und in der Ausführung zu berücksichtigen. 
Zu den altlastenrechtlichen Anträgen des BAFU (16 und 17) führte die Gesuchstellerin aus, 
dass die Firma Geotest AG eine ausgewiesene Firma im Bereich Altlasten- und Schadstoffun­ 
tersuchung, bzw. -entsorgung sei. Diese sei bereits in einem früheren Projekt in diesem Peri­ 
meter hinzugezogen worden und komme gemäss ihrer Expertise zur Einschätzung, dass keine 
massgeblichen Belastungen auftreten werden. Damit man sicherstellen könne, dass nach der 
Sanierung effektiv keine Altlasten zurückblieben, sei während der Ausführung bzw. des Rück­ 
baus eine abfallrechtliche Baubegleitung (ABB) durch ein spezialisiertes Ingenieurbüro vorge­ 
sehen. Sollten wider Erwarten trotzdem Altlasten gemäss Art. 3 der Altlasten-Verordnung 
(AltlV; SR 814.680) zum Vorschein kommen, würden diese ausgebaut und fachgerecht entsorgt 
werden. Die dafür notwendigen finanziellen Mittel seien im Projekt sichergestellt. Das Ganze 
werde im Abschlussbericht zuhanden der Genehmigungsbehörde inkl. Entsorgungsnachweis 
dokumentiert werden. Dieses Vorgehen bedeute auch, dass eine spätere Sanierung hinfällig 
bzw. nicht erschwert werde. 
Zu Antrag (18) des BAFU erklärte die Gesuchstellerin, dass das Entsorgungskonzept korrigiert 
bzw. präzisiert worden sei. Die Angaben würden dem heutigen Kenntnisstand entsprechen. 
Eine Abweichung davon sei nicht vorgesehen, werde während der Umsetzung jedoch mittels 
abfallrechtlicher Baubegleitung stets neu beurteilt. 

7. Abschliessende Stellungnahme des BAFU 

Das BAFU teilte der Genehmigungsbehörde mit Schreiben vom 14. April 2026 mit, dass die 
Anträge (16) und (17) gemäss den Ausführungen der Gesuchstellerin erfüllt werden. Diese sind 
somit hinfällig. Weiter erklärte sich das BAFU mit den Anpassungen im Entsorgungskonzept 
einverstanden. Aus abfallrechtlicher Sicht könne die Plangenehmigung erteilt werden. Das Ent­ 
sorgungskonzept sei bis spätestens vier Wochen vor Beginn der Bauarbeiten mit den definitiven 

(18)Die Gesuchstellerin habe ein Entsorgungskonzept mit Angaben zu Art, Qualität, Menge 
und der vorgesehenen Entsorgung der bei den Arbeiten anfallenden Abfälle zu erarbeiten. 
Die dazu notwendigen Untersuchungen, Analysen und Auswertungen seien rechtzeitig 
durchzuführen. Die Nichteinhaltung der Verwertungspflicht sei nur in Ausnahmefällen 
möglich und sei im Konzept zu begründen. Das Entsorgungskonzept sei der Genehmi­ 
gungsbehörde zuhanden des BAFU vor Erteilung der Plangenehmigung zur Beurteilung 
einzureichen. 

(19)Die Gesuchstellerin habe die aktuellen VVEA-Vollzugshilfen bei der Entsorgung der Ab­ 
fälle in der weiteren Planung zu beachten. 

Stellungnahme der Gesuchstellerin 

. 
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Angaben zu den Entsorgungsorten, resp. -unternehmen zu ergänzen. Das vor Baubeginn aktu­ 
alisierte Entsorgungskonzept müsse der Genehmigungsbehörde nicht mehr eingereicht, jedoch 
auf Verlangen vorgelegt werden. 

8. Beurteilung der Genehmigungsbehörde 

a. Raumplanung 
In seiner Stellungnahme führte der Kanton Luzern aus, dass die baulichen Veränderungen im 
Landwirtschaftszonenteil der Parzelle Nr. 1326 geplant seien. Da das Vorhaben nicht der land­ 
wirtschaftlichen Nutzung diene, seien die Voraussetzungen zur Erteilung einer Ausnahmebe­ 
willigung nach dem Raumplanungsgesetz (RPG; SR 700) zu prüfen. Vorliegend würden keine 
neuen Bauten geplant; das Vorhaben beinhalte nur Sanierungs- und Ersatzmassnahmen sowie 
den jährlichen Unterhalt der bestehenden Flugbetriebsflächen. Beim Vorhaben handle es sich 
um eine standortgebundene und im öffentlichen Interesse liegende Nutzung im Sinne von 
Art. 24RPG. 
Aus raumplanungsrechtlicher Sicht stellte der Kanton einen Antrag betreffend allenfalls vom 
Projekt betroffenen Biodiversitätsförderflächen (1). Dazu erklärte die Gesuchstellerin in ihrer 
abschliessenden Stellungnahme, dass keine Biodiversitätsförderflächen vom Projekt betroffen 
seien. Der Antrag wird deshalb als gegenstandslos abgeschrieben. 

b. Boden 
Wie der Kanton in seiner Stellungnahme feststellte, sind von temporären Bodenbeanspruchun­ 
gen Böden im Umfang von rund 920 m betroffen. Nach Art. 6 der Verordnung über Belastun­ 
gen des Bodens (VBBo; SR 814.12) ist eine Gefährdung der langfristigen Bodenfruchtbarkeit 
beim Erstellen von Anlagen oder anderweitiger Bodenbeanspruchung zu vermeiden. Aus um­ 
weltschutzrechtlicher Sicht stellte der Kanton Luzern die Anträge (2) bis (4). 
Dazu bestätigte die Gesuchstellerin in ihrer abschliessenden Stellungnahme, dass die Vorgaben 
im Projekt eingehalten und entsprechend umgesetzt werden. 
Da die Anträge sachgerecht sind und sich die Gesuchstellerin in ihrer Stellungnahme damit 
einverstanden erklärte, werden sie gutgeheissen und als Auflagen übernommen. 

c. Abfall 
In seiner Stellungnahme befürwortete der Kanton den Einsatz einer abfallrechtlichen Baube­ 
gleitung. Den Weisungen der Fachpersonen sei Folge zu leisten. Der im Entsorgungskonzept 
beschriebene Vorgang des kontrollierten Rückbaus werde positiv beurteilt und sei umzusetzen. 
Im Entsorgungskonzept seien die konkreten Entsorgungsorte noch nicht angegeben. Zu den 
vermuteten PAK-haltigen Asphaltbelägen seien keine Vorabklärungen durchgeführt worden. 
Aus umweltschutzrechtlicher Sicht stellte der Kanton die Anträge (5) bis (8). 
Zum Antrag (5) erklärte die Gesuchstellerin in ihrer Stellungnahme, dass die Vorgaben einge­ 
halten und umgesetzt werden. Der effektive PAK-Gehalt werde während des Rückbaus in Zu­ 
sammenhang mit der abfallrechtlichen Baubegleitung ermittelt, dokumentiert und dann entspre­ 
chend fachgerecht entsorgt. Nach Abschluss der Arbeiten werde ein Entsorgungsnachweis er­ 
stellt und mit der Schlussdokumentation der Genehmigungsbehörde abgegeben. Das Entsor­ 
gungskonzept (6) sei aktualisiert und mittlerweile vom BAFU akzeptiert worden. Die Anträge 
(7) und (8) würden ebenfalls eingehalten und umgesetzt. Eine allfällige Ve VA-Abgabenummer 
werde durch den Unternehmer angefordert. 
Die Genehmigungsbehörde stellt fest, dass die Gesuchstellerin am 27. März 2026 das überar­ 
beitete Entsorgungskonzept zuhanden des BAFU eingereicht hat. Das BAFU erklärte sich am 
14. April 2026 mit den Anpassungen im Entsorgungskonzept einverstanden. Aus abfallrechtli­ 
cher Sicht könne die Plangenehmigung erteilt werden. Das Entsorgungskonzept sei bis spätes­ 
tens vier Wochen vor Beginn der Bauarbeiten mit den definitiven Angaben zu den Entsorgung­ 
sorten resp. -unternehmen zu ergänzen. Das vor Baubeginn aktualisierte Entsorgungskonzept 
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müsse der Genehmigungsbehörde nicht mehr eingereicht, jedoch auf Verlangen vorgelegt wer­ 
den. 
Antrag (5) des Kantons wird damit hinfällig und als gegenstandslos abgeschrieben. Antrag (6) 
entspricht der Forderung des BAFU vom 14. April 2026 und ist sachgerecht. Er wird wie die 
Anträge (7) und (8) gutgeheissen und als Auflage übernommen. 

d. Baustellenabwasser 
Wie der Kanton in seiner Stellungnahme ausführte, fällt auf Baustellen und während Bauarbei­ 
ten Abwasser unterschiedlicher Herkunft an. Dies könne beispielsweise Waschabwasser von 
Arbeitsgeräten sein, von Betonmischern und Fahrzeugen, wie auch Niederschlagswasser, dass 
aus offenen Baugruben anfällt, Bohr- und Fräsabwasser. Diese Abwässer würden als ver­ 
schmutzt gelten. Auf Grund der Überschneidung mit einem belasteten Standort könnten zusätz­ 
lich Emissionen auf Schutzgüter durch Mobilisierung von Schadstoffen erfolgen. Im Gegensatz 
dazu gelte z.B. Hang- und Quellwasser oder Grundwasser aus geschlossenen Wasserhaltungen 
(Wellpoint, Filterbrunnen) als nicht verschmutztes Abwasser. Je nach Belastung und Herkunft 
des Abwassers wurden unterschiedliche Entsorgungswege gelten. 
Aus gewässerschutzrechtlicher Sicht stellte der Kanton die Anträge (9) bis (13). Zu diesen be­ 
stätigte die Gesuchstellerin in ihrer Stellungnahme, dass die Vorgaben im Projekt eingehalten 
und umgesetzt werden und sicherte insbesondere zu, dass die Unternehmer vor Baubeginn ein 
Baustellenentwässerungskonzept erstellen werden. 

Die Genehmigungsbehörde merkt zu diesen Anträgen an, dass es grundsätzlich nicht Sinn und 
Zweck von Auflagen ist, gesetzliche Bestimmungen und darauf basierende Merkblatter und 
verbindliche N armen zu wiederholen. Auflagen hierzu sind nicht erforderlich. Von der Gesuch­ 
stellerin wird eine gesetzeskonforme Umsetzung vorausgesetzt. Dies betrifft insbesondere An­ 
trag (9), weshalb dieser als gegenstandslos abgeschrieben wird. Die Anträge (10) bis (13) be­ 
ziehen sich zwar ebenfalls überwiegend auf geltende Normen, werden aber im Sinne der Vor­ 
sorge gutgeheissen und als Auflage übernommen. 

e. Grundwasser 
In seiner Stellungnahme wies der Kanton darauf hin, dass sich der Standort des Vorhabens im 
besonders gefährdeten Gewässerschutzbereich Au über dem nutzbaren Grundwasservorkom­ 
men des Reusstals befindet. Aus gewässerschutzrechtlicher Sicht stellte er Antrag (14). 
Dazu bestätigte die Gesuchstellerin in ihrer Stellungnahme, dass die Vorgabe im Rahmen des 
Projekts eingehalten und entsprechend umgesetzt werde. 
Antrag (14) wird gutgeheissen und als Auflage übernommen. 
f. Denkmalpflege und Archäologie 
In seiner Stellungnahme wies der Kanton daraufhin, dass das Bauvorhaben ein gemäss Bauin­ 
ventar (BILU) schützenswertes Kulturdenkmal, respektive die direkt angrenzende Umgebungs­ 
fläche betreffe. Gemäss § 142 Abs. 1 des kantonalen Planungs- und Baugesetzes sei diesem 
Umstand angemessen Rechnung zu tragen. Die Kantonale Denkmalpflege habe das Bauvorha­ 
ben geprüft. Aus denkmalpflegerischer Sicht stellte der Kanton Antrag (15). 
Dazu bestätigte die Gesuchstellerin in ihrer Stellungnahme, dass die Vorgabe im Projekt ein­ 
gehalten und umgesetzt werde. 
Antrag (15) wird gutgeheissen und als Auflage übernommen. 

g. Lärm während der Bauphase 
Die Baulärmrichtlinie des BAFU konkretisiert die Lärmschutz-Verordnung (LSV; SR 814.41) 
und legt bauliche sowie betriebliche Massnahmen zur Begrenzung des Baulärms fest. 
Die Gesuchstellerin legte in den Gesuchsunterlagen die Massnahmenstufe A fest, sowohl für 
die Bauarbeiten als auch für die Bautransporte. Lärmintensive Bauarbeiten seien keine vorge­ 
sehen. 
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In der Anhörung stimmte der Kanton der von der Gesuchstellerin festgelegten Massnahmen­ 
stufe zu. Die Festlegung der Massnahmenstufe A ist korrekt. 

h. Luftreinhaltung 
Die Richtlinie zur Luftreinhaltung auf Baustellen des BAFU konkretisiert die Luftreinhalte­ 
Verordnung (LRV; SR 814.318.142.1) und ist auf das Bauvorhaben anwendbar. Gemäss der 
Richtlinie sehen die Gesuchsunterlagen die Massnahmenstufe A vor. 
In der Anhörung sind weder vom Kanton noch vom BAFU Anmerkungen zur Luftreinhaltung 
eingegangen. Die Festlegung der Massnahmenstufe A ist korrekt. 
i. Flugbetriebssicherheit 
Die Stellungnahme der Military Aviation Authority (MAA) vom 15. Januar 2026 ist integraler 
Bestandteil des Projektdossiers. Darin bestätigte die MAA, dass das Projekt wie geplant um­ 
setzbar ist, sofern alle Arbeiten wie vorgesehen während der Sperrung der Piste durchgeführt 
werden. Sollten bestimmte Teile der Arbeiten ausserhalb der jährlichen Sperrung der Piste und 
während der Betriebszeiten des Flugplatzes durchgeführt werden müssen, sind der MAA wei­ 
tere Dokumente bzw. Informationen vorzulegen. 

C. Ergebnis 
Nach erfolgter Prüfung kann festgehalten werden, dass das Vorhaben mit dem massgebenden 
materiellen und formellen Recht übereinstimmt und somit die Voraussetzungen für die Ertei­ 
lung der militärischen Plangenehmigung erfüllt sind. 

und verfügt demnach: 

1. Plangenehmigung 
Das Vorhaben von armasuisse Immobilien, Baumanagement Zentral, vom 24. November 2025, 
in Sachen 
Militärflugplatz Emmen; Sanierung Flugbetriebsflächen 2025-2026 

mit den nachstehenden Unterlagen: 
- Bauprojekt und Kostenvoranschlag vom 24. November 2025 
- Entsorgungskonzept vom 24. November 2024 

102 vom 19. November 2025; Übersichtsplan Massnahmen, 

103 vom 19. November 2025; Hauptpiste/ Situation, 1:500 
104 vom 19. November 2025; Hauptpiste/ Normalprofile, 

111 vom 19. November 2025; Vorplatz Halle 1 / Situation, 

112 vom 19. November 2025; Vorplatz Halle 1 / Normal- 

121 vom 19. November 2025; Installationsplatz/ Situation, 

122 vom 19. November 2025; Landbedarf/ Situation, 

- Plan Nr. 01675 PB I 4 
1:2000 

- Plan Nr. 01675 PB/ 4 
- Plan Nr. 01675 PB I 4 

1:10 
- Plan Nr. 01675 PR/ 4 

1:200 
- Plan Nr. 01675 PR/ 4 

profile, 1: 10, 1 :5, 1: 1 
- PlanNr.01675 PR/4 

1 :5000, 1: 1000 
- Plan Nr. 01675 PR/ 4 

1:1000 
wird im Sinne der Erwägungen unter Auflagen genehmigt. 
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2. Festlegung Massnahmenstufe für Lärm während der Bauphase 
Die Massnahrnenstufen gemäss Baulärm-Richtlinie des BAFU werden wie folgt festgelegt: 

- Massnahmenstufe für Bauarbeiten: A 
- Massnahmenstufe für Bautransporte: A 

3. Auflagen 
a. Der Baubeginn, die voraussichtliche Dauer der Arbeiten sowie der Bauabschluss sind der 

Genehmigungsbehörde sowie der Gemeinde Emmen spätestens 1 Monat vor Beginn der 
Bauarbeiten schriftlich mitzuteilen. Die Genehmigungsbehörde behält sich eine Baukon­ 
trolle vor. 

b. Die Gesuchstellerin hat in einem Bericht festzuhalten, wie die hier verfügten Auflagen um­ 
gesetzt worden sind. Der Bericht ist der Genehmigungsbehörde unaufgefordert spätestens 
drei Monate nach Abschluss der Arbeiten einzureichen. 

c. Nachträgliche Projektanpassungen sind der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. Sie ordnet 
bei wesentlichen Anpassungen ein neues Plangenehmigungsverfahren an. 
Abfälle 

d. Das Entsorgungskonzept ist bis spätestens vier Wochen vor Beginn der Bauarbeiten mit 
den definitiven Angaben zu den Entsorgungsorten, resp. -unternehmen zu ergänzen. Das 
vor Baubeginn aktualisierte Entsorgungskonzept ist der Genehmigungsbehörde auf Ver­ 
langen vorzulegen. 

e. Die VVEA-Vollzugshilfen sind bei der Entsorgung der Abfälle in der weiteren Planung zu 
beachten. 

f. Die Entsorgung von Abfällen von belasteten Standorten auf einer Deponie im Kanton Lu­ 
zern, insbesondere von wenig verschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial (17 05 97 
[ ak ]), welches die analytischen Anforderungen nach Anhang 5 Ziff. 2.3 VVEA zu erfüllen 
hat, ist über das elektronische Genehmigungs- und Informationssystem (EGI) anzumelden. 

g. Sollten in weiteren Schadstoffabklärungen Sonderabfälle festgestellt werden, dürfen diese 
nur mit einem Begleitschein gemäss Ve V A transportiert werden. Sofern für den Standort 
keine VeVA-Abgebemummer existiert, ist für die Baustelle vor Baubeginn eine solche bei 
der Dienststelle Umwelt und Energie (uwe) zu beantragen. 
Boden 

h. Die Vorgaben des Merkblatts "Umgang mit Boden beim Planen und Bauen" (ZUDK 2023) 
sind einzuhalten. Insbesondere darf der Boden nur in gut abgetrocknetem Zustand befahren 
werden. 

1. Auf ein direktes Befahren des Bodens mit Radfahrzeugen (Lastwagen, Pneudumper, usw.) 
ist zu verzichten. 
Die temporär beanspruchten Böden müssen nach Abschluss der Bauarbeiten die gleiche 
Fruchtbarkeit (pflanzennutzbare Gründigkeit, landwirtschaftliche Nutzungseignungs- 
klasse) wie vor dem Eingriff aufweisen. 
Baustellenabwasser 

k. Für verschmutztes Baustellenabwasser gilt, dass mittels Absetzbecken Trübungen sedi­ 
mentiert werden müssen um Ablagerungen (Kolmatierung) in der Kanalisation und im Ge­ 
wässer zu verhindern ist. Alkalisches Abwasser, welches insbesondere im Zusammenhang 
mit Beton auftritt, muss zusätzlich neutralisiert werden. Waschabwasser von Fahrzeugen, 
Baumaschinen oder Radwaschanlagen ist in erster Priorität zu rezirkulieren, bzw. über ein 
Absetzbecken abzuleiten. 
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1. Bei gewässerkritischen Bauprozessen wie Oberflächenbehandlungen und -abtrag während 
Sanierungen oder Bauvorhaben an belasteten Standorten ist das Abwasser gemäss SIA 431 
zu beurteilen, vorzubehandeln und zu entsorgen. 

m. Die Entwässerung von verschmutzten Baustellenabwasser hat nach der Vorbehandlung pri­ 
oritär in die Schmutzwasserkanalisation zur ARA zu erfolgen. Die Einleitung in die Kana­ 
lisation ist vorab mit der Gemeinde abzustimmen. Im Gegensatz dazu muss nicht ver­ 
schmutztes Baustellenabwasser in erster Priorität versickert oder in ein Oberflächengewäs­ 
ser eingeleitet werden. Für eine umfassende Beurteilung der Belastung und der Entsor­ 
gungswege ist das VSA-Merkblatt "Baustellen", die Schweizer Norm SIA 431 "Entwässe­ 
rung von Baustellen" und das kantonale Merkblatt "Umwelt- und Gewässerschutz bei Bau­ 
ten und Anlagen" als Basis heranzuziehen. 

n. Entsprechend der Norm SIA 431 wird das gewässerrelevante Risiko von Baustellen in 3 
Stufen eingeteilt. Auf Grund der Überschneidung mit einem belasteten Standort wird eine 
Beurteilung des gewässerrelevanten Risikos nach mindestens Stufe 2 erwartet. Die poten­ 
ziellen Emissionen sind abhängig vom jeweiligen belasteten Standort, den vorhandenen 
Schadstoffen und müssen spezifisch beurteilt werden. Abhängig von der spezifischen Be­ 
lastung sind ausserdem Vorbehandlungsmethoden oder Eindämmungsmassnahmen des 
Baustellenabwassers zu überprüfen. Die Nachweise sind in einem Baustellenentwässe­ 
rungskonzept zu erbringen. Folgende Informationen/Unterlagen müssen mindestens darin 
enthalten sein: 
- Angabe aller im Zuge der Bautätigkeit anfallenden Abwasserarten, inklusive der ent­ 

sprechenden Entsorgungswege. Vorlage siehe «Baustellenentwässerungskonzept Ein­ 
gabeformular» des VSA. 

- Beurteilung des gewässerrelevanten Risikos nach dem 3-stufigen Konzept, gemäss SIA 
431. Dabei liege der Schwerpunkt auf dem Nachweis über belastungsspezifische Ein­ 
dämmungs- und Vorbehandlungsmassnahmen des Baustellenabwassers auf Basis von 
altlastenrechtlichen Untersuchungen. 

- Abschätzung der potenziellen Verschmutzung und Planung der entsprechenden Vorbe­ 
handlungen. 

- Angabe der erwartet Abwassermengen. 
Grundwasser 

Falls wider Erwarten eine Wasserhaltung notwendig wird, sind mit dem Hydrogeologen 
Massnahmen (Erfassung Abpumpmengen und Grundwasserstände, Versickerung/Entsor­ 
gung des gepumpten Wassers, Kontrolle von beeinflussten Grundwassernutzungsanlagen) 
abzusprechen. 

Denkmalpflege und Archäologie 

p. Das Abtragen I Abbrechen der bestehenden Betonplatten muss so erfolgen, dass die Bau­ 
substanz nicht gefährdet wird. Dasselbe gilt für den Anschluss der Betonplatten an den 
bestehenden Belag im Bereich der Halle 1. 

4. Anträge des Kantons Luzern 
Die Anträge des Kantons werden gutgeheissen, soweit sie nicht ausdrücklich als gegenstandslos 
abgeschrieben werden. 

5. Verfahrenskosten 
Das materiell anwendbare Bundesrecht sieht keine Kostenpflicht vor. Es werden somit keine 
Verfahrenskosten erhoben. 

o. 
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6. Eröffnung 

Die vorliegende Verfügung wird gemäss Art. 30 MPV den Verfahrensbeteiligten eingeschrie­ 
ben zugestellt und im Bundesblatt angezeigt. Dem BAFU als betroffene Fachbehörde des Bun­ 
des wird der Entscheid per E-Mail mitgeteilt. 

7. Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen nach Eröffnung beim Bundesverwaltungs­ 
gericht, Postfach, 9023 St. Gallen, Beschwerde geführt werden (Art. 130 Abs. 1 MG). Die 
Rechtsschrift enthält die Begehren, deren Begründung mit Angabe der Beweismittel und die 
Unterschrift. Der angefochtene Entscheid und die Beweismittel sind beizulegen (vgl. Art. 52 
Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, VwVG; SR 172.021). 

EIDG. DEPARTEMENT FÜR VERTEIDIGUNG, 
BEVÖLKERUNGSSCHUTZ UND SPORT 
i.A. Der Chef Rau und Umwelt VBS 

Bruno Locher 

Eröffnung an: 
- armasuisse Immobilien, Baumanagement Zentral, Murmattweg 6, 6000 Luzern 30 
- Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement, Raum und Wirtschaft (rawi), Murba- 

cherstrasse 21, 6002 Luzern (R) 
- Gemeinde Emmen, Rüeggisingerstrasse 22, 6021 Emmenbrücke (R) 

z. K. an (jeweils per E-Mail): 
- BAFU, Abteilung Biodiversität und Landschaft 
- armasuisse Immobilien, SIP 
- armasuisse Immobilien, UNS 
- armasuisse Immobilien, FM 
- ASTAB, Immo V 
- Kommando Militärflugplatz Emmen 
- Pro Natura (mailbox@pronatura.ch) 
- WWF Schweiz (service@wwf.ch) 
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